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Sehr geehrte/r     , 

der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf informiert regelmäßig über ausgewählte aktuelle Entscheidungen und über 
interessante Entwicklungen im und um das Finanzgericht Düsseldorf. 

Auswahl aktueller Entscheidungen 

Fälligkeitszeitpunkt einer regelmäßig wiederkehrenden Ausgabe ist für deren zeitliche 
Zuordnung i.S.d. § 11 Abs. 2 Satz 2 EStG unerheblich 

Zwischen den Beteiligten war die zeitliche Zuordnung einer Umsatzsteuervorauszahlung streitig. 

Der Kläger erzielte Gewinneinkünfte; seinen Gewinn ermittelte er durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung. Die am 
06.01.2016 gezahlte Umsatzsteuervorauszahlung für Dezember 2015 erfasste der Kläger in seiner Gewinnermittlung für 
das Jahr 2015 als Betriebsausgabe. Wegen einer Dauerfristverlängerung war die Vorauszahlung erst am 10.02.2016 fällig 
gewesen. 

Das beklagte Finanzamt vertrat die Ansicht, dass die  Umsatzsteuervorauszahlung erst im Jahr 2016 als Betriebsausgabe 
zu berücksichtigen sei und erhöhte den Gewinn 2015 entsprechend. Eine vom Abflusszeitpunkt abweichende zeitliche 
Zurechnung einer Aufwendung komme nur in Betracht, wenn sowohl der Zahlungs- als auch der Fälligkeitszeitpunkt in den 
kurzen Zeitraum um den Jahreswechsel falle.  

Das Finanzgericht Düsseldorf hat der dagegen gerichteten Klage stattgegeben und die Gewinnerhöhung des Jahres 2015 
rückgängig gemacht.  

Nach Ansicht des Senats sind die Voraussetzungen für eine vom Zahlungszeitpunkt abweichende Zurechnung der 
Umsatzsteuervorauszahlung nach der wirtschaftlichen Zugehörigkeit gegeben. Dem stehe nicht entgegen, dass der 
Fälligkeitszeitpunkt der Zahlung außerhalb des "kurzen" Zeitraums des § 11 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 11 Abs. 1 Satz 2 EStG 
liege. Denn nach dem Gesetzeswortlaut sei der Fälligkeitszeitpunkt für die zeitliche Zuordnung unerheblich.  

Eine einschränkende Auslegung der gesetzlichen Regelung lehnte das Gericht ab. Die Norm erfasse - auch ohne 
Berücksichtigung des Fälligkeitszeitpunkts - nur Ausnahmefälle. Zudem spreche die Entstehungsgeschichte der Norm 
gegen eine Einschränkung ihres Anwendungsbereichs. Seit der Neufassung der Vorschrift im Jahr 1934 werde - anders 
als in der Vorgängerregelung - nicht mehr auf den Fälligkeitszeitpunkt abgestellt. 

Mit seiner Entscheidung hat der Senat ausdrücklich der überwiegenden Auffassung in Rechtsprechung und Literatur 
widersprochen. Die vom Finanzgericht zugelassene Revision ist unter dem Az. VIII R 1/20 anhängig. Der Ausgang des 

http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/


Revisionsverfahrens bleibt abzuwarten. Der X. Senat des BFH hat die Frage nach dem Fälligkeitserfordernis innerhalb des 
Zehn-Tages-Zeitraums zuletzt ausdrücklich dahinstehen lassen (vgl. Urteile des BFH vom 27.06.2018 X R 44/16 und X R 
2/17). 

Die Entscheidung im Volltext: 3 K 2040/18 E 

  

Ansatz eines Kirchensteuerüberhangs setzt weder eine Kirchensteuer-Zahlung im 
Erstattungsjahr noch eine steuerliche Auswirkung einer Kirchensteuer-Zahlung im 

Zahlungsjahr voraus 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat in seinem Urteil vom 05.12.2019 zu der Reichweite der Hinzurechnung eines so 
genannnten Kirchensteuerüberhangs i.S.d. § 10 Abs. 4b Satz 3 EStG Stellung genommen.  

Der Kläger leistete in den Jahren 2009 und 2010 Kirchensteuer-Vorauszahlungen für den Veranlagungszeitraum 2009. 
Diese wurden ihm im Jahr 2012 aufgrund der Einkommensteuerfestsetzung für das Jahr 2009 erstattet. Die im Jahr 2009 
gezahlte Kirchensteuer-Vorauszahlung wirkte sich im Rahmen des Sonderausgabenabzugs nicht steuermindernd aus. 

Im Veranlagungszeitraum 2012 zahlte der Kläger keine Kirchensteuer. Bei der Einkommensteuerfestsetzung für das Jahr 
2012 erfasste der Beklagte die Kirchensteuer, die dem Kläger für den Veranlagungszeitraum 2009 erstattet worden war, 
als Kirchensteuer-Erstattungsüberhang. Er erhöhte den Gesamtbetrag der Einkünfte des Klägers entsprechend. 

Der Kläger wandte dagegen ein, dass kein Überhang vorliege. Da er im Jahr 2012 keine Kirchensteuer-Zahlungen geleistet 
habe, sei eine Verrechnung von Erstattungen und Zahlungen nicht möglich. Außerdem setze eine Hinzurechnung eines 
Erstattungsüberhangs einen vorherigen Abzug der Kirchensteuer als Sonderausgabe voraus. Daran fehle es, soweit der 
Erstattungsbetrag auf den in 2009 gezahlten Kirchensteuer-Vorauszahlungen beruhe.  

Die Klage hatte keinen Erfolg. Das Finanzgericht Düsseldorf hat entschieden, dass die Hinzurechnung des 
Erstattungsüberhangs zu Recht erfolgt sei.  

Die Annahme eines Erstattungsüberhangs setze keine Zahlung von Kirchensteuer im Erstattungsjahr voraus.  Der vom 
Gesetzgeber mit der Neuregelung verfolgte Vereinfachungszweck spreche eindeutig dafür, dass ein Erstattungsüberhang 
auch in Fällen einer fehlenden Kirchensteuerzahlung im Erstattungsjahr vorliege. 

Der Hinzurechnung stehe auch nicht entgegen, dass sich die Kirchensteuer-Zahlung im Jahr 2009 steuerlich nicht als 
Sonderausgabe ausgewirkt habe. Voraussetzung für die Hinzurechnung sei allein das Vorliegen eines 
Erstattungsüberhangs. Es komme nicht darauf an, ob sich die Aufwendungen im Zahlungsjahr tatsächlich als 
Sonderausgaben steuermindernd ausgewirkt haben. Ein solches Abhängigkeitsverhältnis lasse sich dem Gesetzeswortlaut 
nicht entnehmen und ließe sich auch nicht mit dem Vereinfachungszweck der Regelgung vereinbaren. 

Die vom Finanzgericht wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassene Revision wurde eingelegt und ist beim 
Bundesfinanzhof unter dem Az. X R 1/20 anhängig. 

Die Entscheidung im Volltext: 14 K 3341/15 E 

 

   

Keine einkommensteuerbaren Einkünfte aus der Vermietung eines Blockheizkraftwerks 
bei fehlender Einkunftserzielungsabsicht 

Streitig ist die steuerliche Berücksichtigung von Verlusten aus der Vermietung eines Blockheizkraftwerks (BKHW). 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2019/3_K_2040_18_E_Urteil_20191209.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2019/14_K_3341_15_E_Urteil_20191205.html


Der Kläger erwarb im Jahr 2002 ein BHKW. Dabei wusste er, dass das BHKW nicht funktionsfähig war und der 
Voreigentümer deswegen Schadensersatzprozesse führte, die noch nicht abgeschlossen waren. Etwaige 
Schadensersatzansprüche wurden vom Kläger miterworben. 

Im Streitjahr 2009 kam ein von der Mieterin des BHKW beauftragter Gutachter zu dem Ergebnis, dass das BHKW nicht 
mehr in Gang gesetzt werden könne. In seiner Einkommensteuererklärung 2009 machte der Kläger einen Verlust aus der 
Vermietung des BHKWs geltend, der insbesondere auf Abschreibungen beruhte.  

Das beklagte Finanzamt erkannte den Vermietungsverlust nicht an.  Es vertrat die Ansicht, dass die Abschreibungsbeträge 
in einem früheren Veranlagungszeitraum hätten geltend gemacht werden müssen. Der Kläger habe bei Erwerb des BKHW 
von der Funktionsunfähigkeit Kenntnis gehabt. Er habe in der Folgezeit, noch vor dem Jahr 2009, von der fehlenden 
Möglichkeit der Wiederherstellung der Betriebsbereitschaft erfahren. 

Im Klageverfahren trug der Kläger vor, dass es sich um Einkünfte aus Gewerbebetrieb handele. Im Erwerbszeitpunkt sei 
er davon ausgegangen, das BKHW nach dem erfolgreichen Ausgang der Schadensersatzprozesse wirtschaftlich betreiben 
zu können. 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat die Klage abgewiesen. Die Vermietungsverluste des Klägers seien mangels 
Einkunftserzielungsabsicht steuerlich nicht zu berücksichtigen. 

Das Gericht qualifizierte die Einkünfte des Klägers als solche aus Vermietung und Verpachtung. Es liege eine Überlassung 
einer Sachgesamtheit vor. Die Einordnung als gewerbliche Einkünfte lehnte das Gericht ab, weil es sich um eine bloße 
Gebrauchsüberlassung ohne Zusatzleistungen (z. B. Vermarktung von selbst produziertem Strom) gehandelt habe. 

Der Kläger habe seine Einkunftserzielungsabsicht, die anders als bei der Vermietung von bebautem Grundbesitz nicht 
typisiert werde, nicht nachgewiesen. Es sei bereits aufgrund der hohen Abschreibungsbeträge nicht erkennbar, dass der 
Kläger über die Nutzungsdauer einen Totalüberschuss habe erzielen können. Etwaige Schadensersatzzahlungen könnten 
in die Prognoserechnung nicht einbezogen werden, weil daraus resultierende Einnahmen nicht objektiv erkennbar angelegt 
gewesen seien. 

Die Entscheidung ist nicht rechtskräfig. Auf die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers hat der Bundesfinanzhof das 
Urteil des Finanzgerichts aufgehoben und die Sache aus verfahrensrechtlichen Gründen an das Finanzgericht 
zurückverwiesen (Az. X B 70/19). 

Die Entscheidung im Volltext: 13 K 3082/17 E,F 

  

Weitere aktuelle Entscheidungen 

Abgabenordnung 

Keine Gemeinnützigkeit eines Betriebskindergartens bei vorrangiger Aufnahme von Mitarbeiterkindern 

Die Entscheidung im Volltext: 6 K 94/16 K 

Zum Auswahlermessen bei der Haftungsinanspruchnahme von Steuerstraftätern 

Die Entscheidung im Volltext: 10 K 1908/15 H 

Zur Bekanntgabe eines Feststellungsbescheids an einen Gesellschafter, der nach seinem Ausscheiden zum 
Verfahrensbevollmächtigten der Gesellschaft bestellt worden ist 

Die Entscheidung im Volltext: 13 K 3285/17 F 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2019/13_K_3082_17_E_F_Urteil_20190226.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2019/6_K_94_16_K_Urteil_20191028.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2019/10_K_1908_15_H_Urteil_20191029.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2018/13_K_3285_17_F_Urteil_20181120.html


  

Kindergeld 

Beweisantrag zur Einholung eines Sachverständigengutachtens erfordert summarische Bezeichnung der zu 
begutachtenden Punkte  

Die Entscheidung im Volltext: 10 K 2260/18 Kg 

Erneut: Sechsmonatsfrist des § 66 Abs. 3 EStG ist bereits bei Festsetzung des Kindergeldes zu beachten  

Die Entscheidung im Volltext: 14 K 3040/18 Kg 

  

Kostenfestsetzung 

Telefonat mit Berichterstatter kann Terminsgebühr auslösen – Streitwert einer Klage auf Feststellung einer vom 
Insolvenzverwalter bestrittenen Forderung bestimmt sich nach der zu erwartenden Quote 

Die Entscheidung im Volltext: 11 Ko 186/19 KF 

  

Zoll 

Vorabentscheidungsverfahren - EuGH-Vorlagebeschluss zu der Frage, ob Artikel 87 Absatz 4 des Unionszollkodex 

auf die Entstehung der Einfuhrumsatzsteuer entsprechend anzuwenden ist  

Die Entscheidung im Volltext: 4 K 473/19 Z,EU 

Einfuhrabgabenbeträge für Veredelungserzeugnisse sind unter Hinzurechnung der Beförderungskosten zu 
ermitteln 

Die Entscheidung im Volltext: 4 K 2523/18 Z 

  

Neuigkeiten aus dem Finanzgericht Düsseldorf 

Klageverfahren dauern am Finanzgericht Düsseldorf durchschnittlich ein Jahr 

Im Jahr 2019 wurden am Düsseldorfer Finanzgericht 2.959 Klageverfahren erledigt. Dabei sank die durchschnittliche 
Verfahrenslaufzeit von 13,2 Monaten im Jahr 2018 auf aktuell 12,5 Monate.  

Die Düsseldorfer Finanzrichter/-innen bearbeiteten im Jahr 2019 außerdem 506 Anträge auf vorläufigen Rechtsschutz. Bei 
diesen Eilverfahren vergingen – wie im Vorjahr – von der Antragstellung bis zur Verfahrensbeendigung im Durchschnitt 2,2 
Monate.  

In etwa der Hälfte der erledigten Klageverfahren (45 %) wurden die angefochtenen Steuer-, Zoll- oder Kindergeldbescheide 
zugunsten der Klägerinnen und Kläger geändert. Nur in etwa jedem vierten Fall (22,9 %) wurde ein Urteil geschrieben. Der 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2020/10_K_2260_18_Kg_Urteil_20200107.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2019/14_K_3040_18_Kg_Urteil_20191205.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2020/11_Ko_186_19_KF_Beschluss_20200114.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2019/4_K_473_19_Z_EU_Beschluss_20191211.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2019/4_K_2523_18_Z_Urteil_20191211.html


weit überwiegende Teil der Klageverfahren wurde einvernehmlich beendet. Das heißt, dass die Beteiligten aufgrund von 
richterlichen Hinweisen eine tatsächliche Verständigung trafen oder die Klage zurückgenommen wurde.  

Der Präsident des Finanzgerichts Düsseldorf Harald Junker ist sehr zufrieden, dass sich die Digitalisierung des 
finanzgerichtlichen Verfahrens nicht zu Lasten der Verfahrensbeteiligten ausgewirkt hat. Seit Oktober 2019 werden – nach 
einer vorangegangenen Pilotierungsphase – an den drei nordrhein-westfälischen Finanzgerichten in Düsseldorf, Köln und 
Münster für alle neu eingehenden Verfahren nur noch elektronische Gerichtsakten geführt. Das bedeutet für die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Finanzgerichte das Ende der Papier-Ära und damit eine grundlegende Veränderung 
ihrer Arbeitsweise. Denn die Verfahren werden nun durchgehend digital bearbeitet.  

Das Finanzgericht Düsseldorf gewährt im Regierungsbezirk Düsseldorf Rechtsschutz gegen Maßnahmen der Finanzämter 
und Familienkassen. Außerdem überprüft es Entscheidungen aller Zollämter des gesamten Landes Nordrhein-Westfalen. 
Zusammen mit den Finanzgerichten in Köln und Münster erledigt es im Jahr ca. 11.000 Verfahren. 

Im Jahr 2020 stehen wiederum eine Vielzahl bedeutsamer steuer-, zoll- und kindergeldrechtlicher Streitfragen zur 
Entscheidung an. Weitergehende Informationen werden auf der Homepage des Gerichts regelmäßig veröffentlicht. 

  

  Neuer Richter am Finanzgericht Düsseldorf 

Seit Februar 2020 ist Herr Mirco Florczak Mitglied des 9. Senats. Er bearbeitet Einkommensteuerverfahren aus den 
Bezirken der Finanzämter Essen-Süd und Kleve sowie Klagen gegen Kindergeldfestsetzungen. 

 
  

Quelle: Justiz NRW 

Herr Florczak absolvierte vor seinem Jura-Studium eine Ausbildung zum Bankkaufmann. Nach Abschluss seines 
Referendariats war er mehrere Jahre als Rechtsanwalt in Steuerabteilungen von national und international ausgerichteten 
Rechtsanwaltskanzleien tätig. Im Jahr 2019 wurde er zum Steuerberater bestellt.  

 



Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf und anderer Gerichte finden Sie in der 
Rechtsprechungsdatenbank Nordrhein-Westfalen. Dort werden Sie auch über die gewerbliche Nutzung informiert. 

Der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf erscheint nach Bedarf, in der Regel monatlich. Frühere Ausgaben des 
Newsletters sind im Archiv des Newsletters abgelegt und können dort heruntergeladen werden. Die Abbestellung des 
Newsletters ist jederzeit möglich. 
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